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Anlage 

Jahressteuergesetz (JStG) 1997 

Zu Artikel 1 (Änderung des Bewertungsgesetzes) 

Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

1. Nummer 2 wird wie folgt gefaßt: 

,2. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Sätze 3 bis 5 aufge-
hoben. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a 
eingefügt: 

„ (2 a) Für Zwecke der Gewerbesteuer gilt 
Absatz 2 Satz 2 mit der Maßgabe, daß bei 
unbeschränkt steuerpflichtigen Kapitalge-
sellschaften das Vermögen mit dem Ein-
heitswert des Gewerbebetriebs angesetzt 
wird, der für den auf den Stichtag (§ 112) 
folgenden Feststellungszeitpunkt maßge-
bend ist. Dem Einheitswert sind die Beteili-
gungen im Sinne des § 102 und die nicht 
im Einheitswert erfaßten Wirtschaftsgüter 
des ausländischen Betriebsvermögens hin-
zuzurechnen; die mit diesen Beteiligungen 
und den Wirtschaftsgütern des ausländi-
schen Betriebsvermögens in wirtschaftli-
chem Zusammenhang stehenden Schulden 
und Lasten sind abzuziehen, soweit sie bei 
der Ermittlung des Einheitswerts nicht ab-
gezogen worden sind. Der Einheitswert ist 
um den Geschäfts- oder Firmenwert und 
die Werte von firmenwertähnlichen Wirt

-schaftsgütern zu kürzen, soweit sie im Ein-
heitswert enthalten sind. Dem Einheitswert 
sind 40 vom Hundert der Summe der Werte 
hinzuzurechnen, mit denen die Betriebs-
grundstücke in dem Einheitswert des Ge-
werbebetriebs enthalten sind." ' 

2. In Nummer 3 wird § 17 Abs. 2 wie folgt gefaßt: 

„(2) Die §§ 18 bis 94, 122, 125 bis 132 gelten für 
die Grundsteuer und die §§ 95 bis 109a, 121 a, 
133 und 137 zusätzlich für die Gewerbesteuer." 

3. Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. In § 18 werden in Nummer 3 am Ende das 
Komma durch einen Punkt ersetzt und 
Nummer 4 aufgehoben. " 

4. Die Nummern 5 bis 7 werden gestrichen. 

5. Nummer 8 wird wie folgt gefaßt: 

,8. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden in Nummer 2 am Ende 
das Semikolon durch einen Punkt ersetzt 
und Nummer 3 aufgehoben. 

b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Nachfeststellungszeitpunkt ist in den Fäl

-

len des Absatzes 1 Nr. 1 der Beginn des 

Kalenderjahrs, das auf die Entstehung der 
wirtschaftlichen Einheit (Untereinheit) folgt, 
und in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 der 
Beginn des Kalenderjahrs, in dem der Ein-
heitswert erstmals der Besteuerung zu-
grunde gelegt wird." ' 

6. Nummer 9 wird wie folgt gefaßt: 

,9. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden in Nummer 2 am Ende 
das Semikolon durch einen Punkt ersetzt 
und Nummer 3 aufgehoben. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Aufhebungszeitpunkt ist in den Fäl-
len des Absatzes 1 Nr. 1 der Beginn des 
Kalenderjahrs, das auf den Wegfall der 
wirtschaftlichen Einheit (Untereinheit) folgt, 
und in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 der 
Beginn des Kalenderjahrs, in dem der Ein-
heitswert erstmals der Besteuerung nicht 
mehr zugrunde gelegt wird. § 21 Abs. 3 ist 
entsprechend anzuwenden." ' 

7. Nummer 10 wird gestrichen. 

8. Nummer 12 wird wie folgt gefaßt: 

,12. In § 28 Abs. 1 wird Satz 2 wie folgt gefaßt: 

„Für Erklärungen zur Feststellung des Ein-
heitswerts des Betriebsvermögens gilt dies, 
wenn das Gewerbekapital im Sinne des § 12 
des Gewerbesteuergesetzes den Freibetrag 
nach § 13 Abs. 1 des Gewerbesteuergesetzes 
übersteigt. " ' 

9. Die Nummern 13 und 16 werden gestrichen. 

10. In Nummer 17 werden in § 97 Abs. 1 a jeweils die 
Worte „Wert des Betriebsvermögens" durch die 
Worte „Einheitswert des Betriebsvermögens" er-
setzt. 

11. Nummer 18 wird gestrichen. 

12. Nummer 19 wird wie folgt gefaßt: 

,19. § 101 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 101 

Nicht zum Betriebsvermögen gehörende 
Wirtschaftsgüter 

Zum Betriebsvermögen gehören nicht: 

1. die Wirtschaftsgüter, die nach den Vor-
schriften anderer Gesetze von der Vermö-
gensteuer befreit sind; 

2. a) eigene Erfindungen, 

b) Ansprüche auf Vergütungen für eige

-

ne Diensterfindungen und 
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c) eigene Urheberrechte sowie O riginale 
urheberrechtlich geschützter Werke. 

Die genannten Wirtschaftsgüter gehören 
auch dann nicht zum Betriebsvermögen, 
wenn sie im Falle des Todes des Erfinders 
oder Urhebers auf seinen Ehegatten oder 
seine Kinder übergegangen sind und zu 
deren inländischem Gewerbebetrieb ge-
hören; 

3. Ansprüche der in § 111 Nr. 5 bezeichne-
ten Art  in der bis zum 31. Dezember 1996 
geltenden Fassung des Bewertungsgeset-
zes; 

4. Kunstgegenstände und Handsch riften, 
die nicht zur Veräußerung bestimmt sind 
und deren Eigentümer gegenüber der 
von der Landesregierung bestimmten 
Stelle jeweils für mindestens fünf Jahre 
unwiderruflich seine Bereitschaft erklärt 
hat, sie für öffentliche Ausstellungen 
unentgeltlich zur Verfügung zu stellen, 
deren Träger eine inländische juristische 
Person des öffentlichen Rechts oder eine 
regelmäßig öffentlich geförderte juristi-
sche Person des privaten Rechts ist, an 
den in diesem Zeitraum fallenden Stichta-
gen. § 115 bleibt unberührt." ' 

13. Die Nummern 20, 22 bis 25 und 29 bis 31 werden 
gestrichen. 

14. Nummer 33 wird wie folgt gefaßt: 

,33. In § 115 Abs. 1 werden die Worte „sonstigen 
Vermögen" durch die Worte „inländischen 
Betriebsvermögen" ersetzt.' 

15. Nummer 45 wird wie folgt gefaßt: 

,45 § 123 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 123 

Ermächtigungen 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates die in § 12 
Abs. 4, § 21 Abs. 1, § 39 Abs. 1, § 51 Abs. 4, 
§ 55 Abs. 3, 4 und 8, §§ 81, 90 Abs. 2 und 
§ 113 a vorgesehenen Rechtsverordnungen 
zu erlassen. " ' 

16. Nummer 51 wird wie folgt geändert: 

a) In § 145 Abs. 3 wird die Zahl „30" durch die 
Zahl „20" ersetzt. 

b) § 146 wird wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wo rt  „Zwölf-
fache" durch das Wort  „ 12,5fache" er-
setzt. 

bb) In Absatz 3 wird die Angabe „(Absatz 2 
Satz 2)" durch die Angabe „(Absatz 2 
Satz 3)" ersetzt. 

cc) In Absatz 4 Satz 1 werden die Zahl „ 1" 
durch die Zahl „0,5" und die Zahl „50" 
durch die Zahl „25" ersetzt. 

dd) In Absatz 5 wird die Zahl „10" durch die 
Zahl „20" ersetzt. 

ee) In Absatz 6 werden die Worte „unter An-
satz eines Abschlags von 50 vom Hundert 
anstelle des Abschlags von 30 vom Hun-
dert" gestrichen. 

ff) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 
eingefügt: 

„(7) Ein niedrigerer Grundstückswert 
ist festzustellen, wenn der Steuerpflich-
tige nachweist, daß der gemeine Wert des 
Grundstücks niedriger als der nach den 
Absätzen 2 bis 6 ermittelte Wert ist. " 

gg) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8. 

c) § 147 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Zahl „30" durch die 
Zahl „20" und die Zahl „50" durch die 
Zahl „30" ersetzt. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Wert der Gebäude bestimmt sich 
nach den ertragsteuerlichen Bewertungs-
vorschriften; maßgebend ist der Wert im 
Besteuerungszeitpunkt." 

d) Dem § 148 Abs. 1 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Das Recht auf den Erbbauzins ist weder als 
Bestandteil des Grundstücks noch als geson-
dertes Recht anzusetzen; dementsprechend ist 
die Verpflichtung zur Zahlung des Erbbauzin-
ses weder bei der Bewertung des Erbbau-
rechts noch als gesonderte Verpflichtung ab-
zuziehen. " 

e) § 149 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Von diesem Wert sind 80 vom Hundert 
als Gebäudewert anzusetzen." 

bb) Folgende Sätze werden angefügt: 

„Dem Grundstückswert ohne Berücksich-
tigung der nicht bezugsfertigen Gebäude 
oder Gebäudeteile, ermittelt bei unbebau-
ten Grundstücken nach § 145 Abs. 3 und 
bei bereits bebauten Grundstücken nach 
§ 146, sind die nicht bezugsfertigen Ge-
bäude oder Gebäudeteile mit dem Betrag 
als Gebäudewert hinzuzurechnen, der 
dem Verhältnis der bis zum Besteue-
rungszeitpunkt entstandenen Herstel-
lungskosten zu den gesamten Herstel-
lungskosten entspricht. Dieser Wert darf 
den Wert des Grundstücks, der nach Be-
zugsfertigkeit des Gebäudes anzusetzen 
wäre, nicht übersteigen." 

Zu Artikel 2 (Änderung des Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetzes) 

Artikel 2 wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 3 wird in § 12 Abs. 5 Satz 2 die Angabe 
„§ 109 Abs. 1, 2 und 4 Satz 2" durch die Angabe 
„§ 109 Abs. 1 und 2" ersetzt. 
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2. In Nummer 5 wird § 13a wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird die Zahl „50" durch die Zahl 
„60" ersetzt. 

b) Absatz 4 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. Anteile an einer Kapitalgesellschaft, wenn 
die Kapitalgesellschaft zur Zeit der Entste-
hung der Steuer Sitz oder Geschäftsleitung 
im Inland hat und der Erblasser oder 
Schenker am Nennkapital dieser Gesell-
schaft zu mehr als einem Viertel unmittel-
bar beteiligt war."  

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. als Inhaber eines Gewerbebetriebs, 
Gesellschafter einer Gesellschaft im 
Sinne des § 15 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 3 
oder § 18 Abs. 4 des Einkommensteuer-
gesetzes oder persönlich haftender Ge-
sellschafter einer Kommanditgesell-
schaft auf Aktien bis zum Ende des 
letzten in die Fünfjahresfrist fallenden 
Wirtschaftsjahrs Entnahmen tätigt, die 
die Summe seiner Einlagen und der 
ihm zuzurechnenden Gewinne oder 
Gewinnanteile seit dem Erwerb um 
mehr als 100 000 Deutsche Mark über-
steigen; Verluste bleiben unberück-
sichtigt. Gleiches gilt für Inhaber eines 
begünstigten Betriebs der Land- und 
Forstwirtschaft oder eines Teilbetriebs 
oder eines Anteils an einem Betrieb der 
Land- und Forstwirtschaft; ". 

bb) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4. 

3. In Nummer 10 wird § 19 Abs. 1 wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Erbschaftsteuer wird nach folgenden 
Vomhundertsätzen erhoben: 

Wert des 
steuerpflichtigen Erwerbs 

(§ 10 ) 
bis einschließlich 
Deutsche Mark 

Vomhundertsatz 
in der Steuerklasse 

I II III 

100 000 	 7 12 17 

500 000 	 11 17 23 

1 000 000 	 15 22 29 

10 000 000 	 19 27 35 

25 000 000 	 23 32 41 

50 000 000 	 27 37 47 

über 50 000 000 	 30 40 50" 

4. In Nummer 11 wird § 19a wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nr. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. Anteile an einer Kapitalgesellschaft, wenn 
die Kapitalgesellschaft zur Zeit der Entste-
hung der Steuer Sitz oder Geschäftsleitung 
im Inland hat und der Erblasser oder 
Schenker am Nennkapital dieser Gesell-
schaft zu mehr als einem Viertel unmittel-
bar beteiligt war."  

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Der auf das Vermögen im Sinne des 
Absatzes 2 entfallende Anteil an der tariflichen 
Erbschaftsteuer bemißt sich nach dem Verhält-
nis des Werts dieses Vermögens nach Anwen-
dung des § 13 a zum Wert des gesamten Ver-
mögensanfalls. " 

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. als Inhaber eines Gewerbebetriebs, 
Gesellschafter einer Gesellschaft im 
Sinne des § 15 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 3 
oder § 18 Abs. 4 des Einkommensteuer-
gesetzes oder persönlich haftender Ge-
sellschafter einer Kommanditgesell-
schaft auf Aktien bis zum Ende des 
letzten in die Fünfjahresfrist fallenden 
Wirtschaftsjahrs Einnahmen tätigt, die 
die Summe seiner Einlagen und der 
ihm zuzurechnenden Gewinne oder 
Gewinnanteile seit dem Erwerb um 
mehr als 100 000 Deutsche Mark über-
steigen; Verluste bleiben unberück-
sichtigt. Gleiches gilt für Inhaber eines 
begünstigten Bet riebs der Land- und 
Forstwirtschaft oder eines Teilbetriebs 
oder eines Anteils an einem Bet rieb der 
Land- und Forstwirtschaft;". 

bb) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4. 

5. In Nummer 14 wird § 37 wie folgt gefaßt: 

,§ 37 

Anwendung des Gesetzes 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
findet auf Erwerbe Anwendung, für die die Steuer 
nach dem 31. Dezember 1995 entstanden ist oder 
entsteht. 

(2) In Erbfällen, die vor dem 31. August 1980 
eingetreten sind, und für Schenkungen, die vor 
diesem Zeitpunkt ausgeführt worden sind, ist wei-
terhin § 25 in der Fassung des Gesetzes vom 
17. April 1974 anzuwenden, auch wenn die Steuer 
infolge Aussetzung der Versteuerung nach § 25 
Abs. 1 Buchstabe a erst nach dem 30. August 1980 
entstanden ist oder entsteht. 

(3) § 13a Abs. 4 Nr. 3 und § 19a Abs. 2 Nr. 3 sind 
auf Erwerbe, für die die Steuer nach dem 31. De-
zember 1995 und vor dem 1. Januar 1997 entstan-
den ist oder entsteht, in folgender Fassung anzu-
wenden: 

„3. Anteile an einer Kapitalgesellschaft, wenn die 
Kapitalgesellschaft zur Zeit der Entstehung 
der Steuer Sitz oder Geschäftsleitung im In-
land hat und der Erblasser oder Schenker am 
Nennkapital dieser Gesellschaft mindestens 
zu einem Viertel unmittelbar beteiligt war."  ' 

Zu Artikel 6 (Aufhebung der Anteilsbewertungs-
verordnung) 

Artikel 6 wird gestrichen. 
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Zu Artikel 7 (Aufhebung des Gesetzes zur Ände-
rung des Hauptfeststellungszeitraums 
für die wirtschaftlichen Einheiten 
des Betriebsvermögens sowie des 
Hauptveranlagungszeitraums für 
die Vermögensteuer) 

Artikel 7 wird Artikel 5 und wie folgt gefaßt: 

,Artikel 5 

Änderung des Gesetzes zur Änderung 
des Hauptfeststellungszeitraums für die 

wirtschaftlichen Einheiten des Betriebsvermögens 
sowie des Hauptveranlagungszeitraums 

für die Vermögensteuer 

Das Gesetz zur Änderung des Hauptfeststellungs-
zeitraums für die wirtschaftlichen Einheiten des Be-
triebsvermögens sowie des Hauptveranlagungszeit-
raums für die Vermögensteuer vom 23. Juni 1993 
(BGBl. I S. 944, 973) wird wie folgt gefaßt: 

„Gesetz zur Änderung des Hauptfeststellungs

-

zeitraums für die wi rtschaftlichen Einheiten 
des Betriebsvermögens 

Abweichend von § 21 Abs. 1 des Bewertungsgeset-
zes findet für die wirtschaftlichen Einheiten des Be-
triebsvermögens die nächste Hauptfeststellung der 
Einheitswerte auf den 1. Januar 1999 statt. " ' 

Zu Artikel 8 

Der bisherige Artikel 8 wird Artikel 6. 

Zu Artikel 9 (Änderung des Grunderwerbsteuer-
gesetzes) 

Der bisherige Artikel 9 wird Artikel 7 und wie folgt 
geändert: 

1. Vor Nummer 1 wird folgende Nummer 01 einge-
fügt: 

,01. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a 
eingefügt: 

„ (2 a) Gehört zum Vermögen einer Perso-
nengesellschaft ein inländisches Grund-
stück und ändert sich bei ihr innerhalb von 
fünf Jahren der Gesellschafterbestand voll-
ständig oder wesentlich, gilt dies als auf 
die Übereignung des Grundstücks auf eine 
neue Personengesellschaft gerichtetes 
Rechtsgeschäft. Eine wesentliche Ände-
rung des Gesellschafterbestandes ist anzu-
nehmen, wenn sie bei wirtschaftlicher Be-
trachtung eine Übertragung des Grund-
stücks auf die neue Personengesellschaft 
darstellt. Dies ist stets der Fall, wenn 
95 vom Hundert der Anteile am Gesell-
schaftsvermögen auf neue Gesellschafter 
übergehen. Bei der Ermittlung des Vom-
hundertsatzes bleibt der Erwerb von Antei-
len von Todes wegen außer Betracht. Hat 
die Personengesellschaft vor dem Wechsel 

des Gesellschafterbestandes ein Grund-
stück von einem Gesellschafter erworben, 
sind die Sätze 1 bis 4 insoweit nicht anzu-
wenden, als die Steuer nach § 5 von der 
Bemessungsgrundlage für das von dem 
Gesellschafter erworbene Grundstück zu 
erheben ist." 

b) In Absatz 3 werden nach dem Wort „Steu-
er" die Worte „ , soweit eine Besteuerung 
nach Absatz 2 a nicht in Betracht kommt, " 
eingefügt. 

c) In Absatz 6 Satz 1 werden die Worte 
„Absätzen 1, 2 oder 3" durch die Worte 
„Absätzen 1, 2, 2 a oder 3" ersetzt.' 

2. Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2 a einge-
fügt: 

,2 a. In § 9 Abs. 1 werden in Nummer 7 am Ende 
der Punkt durch ein Semikolon ersetzt und 
folgende Nummer 8 angefügt: 

„8. bei vollständiger oder wesentlicher Ände-
rung des Gesellschafterbestandes einer 
Personengesellschaft: der Teil der Lei-
stungen für die Erlangung der Gese ll

-schafterstellung, der auf Grundstücke im 
Vermögen der Personengesellschaft ent-
fällt. " ' 

3. Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

,4. In § 11 Abs. 1 wird die Zahl „2" durch die Zahl 
„3,5" ersetzt.' 

4. Nach Nummer 4 werden folgende Nummern 4 a 
und 4 b eingefügt: 

,4 a. In § 13 werden in Nummer 5 am Ende der 
Punkt durch ein Semikolon ersetzt und fol-
gende Nummer 6 angefügt: 

„6. bei vollständiger oder wesentlicher Ände-
rung des Gesellschafterbestandes: die 
Personengesellschaft. " 

4 b.  In § 16 Abs. 5 wird die Angabe „§ 1 Abs. 2 
und 3" durch die Angabe „§ 1 Abs. 2, 2a und 
3" ersetzt.' 

5. Nummer 5 wird wie folgt gefaßt: 

,5. § 17 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 

„ 1. ... (wie Gesetzesbeschluß)." 

b) In Nummer 2 wird die Angabe „ § 1 Abs. 3" 
durch die Angabe „ § 1 Abs. 2 a und 3" er-
setzt.' 

6. Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 6 a einge-
fügt: 

,6 a. § 19 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der Eingangssatz wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Steuerschuldner müssen Anzeige 
erstatten über". 
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b) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 3 a 
eingefügt: 

„3 a. Änderungen des Gesellschafterbe-
standes einer Personengesellschaft 
(§ 1 Abs. 2a);".' 

7. Nummer 7 wird wie folgt gefaßt: 

,7. Dem § 23 werden folgende Absätze 3 und 4 an-
gefügt: 

„(3) § 1 Abs. 2a, § 9 Abs. 1 Nr. 8, § 13 Nr. 6, 
§ 16 Abs. 5, § 17 Abs. 3 Nr. 2, § 19 Abs. 1 Nr. 3 a 
sind erstmals auf Rechtsgeschäfte anzuwenden, 
die die Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 a nach 
dem 31. Dezember 1996 erfüllen. 

(4) § 8 Abs. 2 und § 11 Abs. 1 sind erstmals 
auf Erwerbsvorgänge anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 1996 verwirklicht werden. 
§ 10 ist letztmals auf Erwerbsvorgänge anzu-
wenden, die vor dem 1. Januar 1997 verwirk-
licht werden. " ' 

Zu Artikel 12 (Änderung des Einkommensteuer-
gesetzes) 

Der bisherige Artikel 12 wird Artikel 8 und wie folgt 
geändert: 

1. Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3 und die 
bisherige Nummer 3 die Nummer 2. 

2. In Nummer 8 Buchstabe a wird in § 7 g Abs. 2 der 
Satz 2 gestrichen. 

3. In Nummer 9 wird § 10 Abs. 1 wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe b wird das Wo rt  „wird" durch das 
Wort  „werden" ersetzt. 

b) In Buchstabe c wird in Nummer 8 die Zahl 
„24 000" durch die Zahl „ 18 000" ersetzt. 

4. Nummer 21 wird gestrichen. 

5. Nach Nummer 28 wird folgende Nummer 28a ein-
gefügt: 

,28a. Dem § 45d wird folgender Absatz 3 ange-
fügt: 

„(3) Abweichend von Absatz 2 darf das 
Bundesamt für Finanzen die Anzahl der von 
einem Auftraggeber erteilten Freistellungs-
aufträge der Bundesanstalt für Arbeit auf de-
ren Ersuchen zur Überprüfung des bei der 
Arbeitslosenhilfe zu berücksichtigenden 
Vermögens mitteilen. " ' 

Zu Artikel 13 (Änderung der Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung) 

Der bisherige Artikel 13 wird Artikel 9 mit der Maß-
gabe, daß in Nummer 3 Buchstabe a in § 65 Abs. 2 
die Angabe „SGB XI" durch die Worte „Elften Buch 
Sozialgesetzbuch" und die Angabe „BSHG" durch 
das Wort  „Bundessozialhilfegesetz" ersetzt werden. 

Zu Artikel 13 a (Änderung des Körperschaftsteuer-
gesetzes) 

Der bisherige Artikel 13 a wird Artikel 10 und wie 
folgt geändert: 

1. In Nummer 1 wird in § 5 Abs. 1 

a) in Buchstabe a in Nummer 2 a das Wo rt  „Die" 
durch das Wo rt  „die" ersetzt und 

b) in Buchstabe b in Nummer 22 das Wort „Ge-
meinsame" durch das Wo rt  „gemeinsame" er-
setzt. 

2. In Nummer 2 Buchstabe a wird § 54 Abs. 2 a Satz 1 
wie folgt gefaßt: 

„ § 5 Abs. 1 Nr. 2a ist erstmals für den Veranla-
gungszeitraum 1995 anzuwenden." 

Zu Artikel 13 b und 13 c 

Die bisherigen Artikel 13 b und 13 c werden Artikel 11 
und 12. 

Zu Artikel 14 (Änderung des Gewerbesteuer-
gesetzes) 

Der bisherige Artikel 14 wird Artikel 13 mit der Maß-
gabe, daß in Nummer 1 Buchstabe b in § 3 Nr. 29 das 
Wort  „Gemeinsame" durch das Wo rt  „gemeinsame" 
ersetzt wird. 

Zu Artikel 15 (Änderung der Gewerbesteuer-
Durchführungsverordnung) 

Der bisherige Artikel 15 wird Artikel 14 mit der Maß-
gabe, daß in Nummer 3 § 36 Abs. 1 wie folgt gefaßt 
wird: 

„ (1) Die vorstehende Fassung dieser Verordnung 
ist, soweit in dem folgenden Absatz nichts anderes 
bestimmt ist, erstmals für den Erhebungszeitraum 
1997 anzuwenden. " 

Zu Artikel 18a bis 19 

Die bisherigen Artikel 18a bis 19 werden Artikel 15 
bis 17. 

Zu Artikel 20 (Änderung der Abgabenordnung) 

Der bisherige Artikel 20 wird Artikel 18 mit der Maß-
gabe, daß in Nummer 5 § 233 a wie folgt geändert 
wird: 

a) In Buchstabe b werden in Absatz 2 a die Worte 
„von Absatz 2 Satz 1 15 Monate" durch die Worte 
„von Absatz 2 Satz 1 und 2 15 Monate" ersetzt. 

b) Nach Buchstabe c wird folgender Buchstabe d an-
gefügt: 

,d) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 ange-
fügt: 

„(7) Bei Anwendung des Absatzes 2a gelten 
die Absätze 3 und 5 mit der Maßgabe, daß der 
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Unterschiedsbetrag in Teil-Unterschiedsbe-
träge mit jeweils gleichem Zinslaufbeginn auf-
zuteilen ist; für jeden Teil-Unterschiedsbetrag 
sind Zinsen gesondert und in der zeitlichen 
Reihenfolge der Teil-Unterschiedsbeträge zu 
berechnen, beginnend mit den Zinsen auf den 
Teil-Unterschiedsbetrag mit dem ältesten Zins-
laufbeginn. Ergibt sich ein Teil-Unterschieds-
betrag zugunsten des Steuerpflichtigen, entfal-
len auf diesen Betrag festgesetzte Zinsen frü-
hestens ab Beginn des für diesen Teil-Unter-
schiedsbetrag maßgebenden Zinslaufs; Zinsen 
für den Zeitraum bis zum Beginn des Zinslaufs 
dieses Teil-Unterschiedsbetrags bleiben end-
gültig bestehen. Dies gilt auch, wenn zuvor in-
nerhalb derselben Zinsberechnung Zinsen auf 
einen Teil-Unterschiedsbetrag zugunsten des 
Steuerpflichtigen berechnet worden sind. " ' 

Zu Artikel 20a bis 22 

Die bisherigen Artikel 20a bis 22 werden Artikel 19 
bis 24. 

Zu Artikel 23 - alt - (Änderung des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch) 

Der bisherige Artikel 23 wird Artikel 25 und wie folgt 
geändert: 

1. In Nummer 2 werden in § 14 Abs. 3 die Worte 
„ausgezahlte Betrag" durch die Worte „ausge-
zahlte Betrag zuzüglich der durch Abzug vom Ar-
beitslohn einbehaltenen Steuern" ersetzt. 

2. In Nummer 5 wird § 28a wie folgt geändert: 

a) In Absatz 7 werden in Satz 1 die Worte „der an 
den Beschäftigten ausgezahlte Betrag" durch 
die Worte „das Arbeitsentgelt (§ 14 Abs. 3)" so-
wie in Satz 2 die Worte „ausgezahltem Betrag" 
durch die Worte „Arbeitsentgelt (§ 14 Abs. 3)" 
und die Worte „ausgezahlten Betrags" durch 
die Worte „Arbeitsentgelts (§ 14 Abs. 3)" er-
setzt. 

b) Absatz 8 Satz 1 Nr. 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe a werden die Worte „den für 
diesen Zeitraum ausgezahlten Betrag" 
durch die Worte „das Arbeitsentgelt (§ 14 
Abs. 3) für diesen Zeitraum" ersetzt. 

bb) In Buchstabe b werden die Worte „den mo-
natlich auszuzahlenden Betrag" durch die 
Worte „das monatliche Arbeitsentgelt (§ 14 
Abs. 3)" ersetzt. 

cc) In Buchstabe c werden die Worte „ausge-
zahlten Betrags" durch die Worte „Arbeits-
entgelts (§ 14 Abs. 3)" ersetzt. 

3. In Nummer 9 werden in § 28h Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 
die Worte „des von diesem gezahlten Arbeitsent-
gelts" durch die Worte „des Arbeitsentgelts (§ 14 
Abs. 3) " ersetzt. 

Zu Artikel 24 (Änderung des Bundeskindergeld-
gesetzes) 

Der bisherige Artikel 24 wird Artikel 26 mit der Maß-
gabe, daß in Nummer 2 Buchstabe b in § 2 Abs. 2 
Satz 7 das Wort  „internationalen" durch das Wort 

 „Internationalen" ersetzt wird. 

Zu Artikel 24 a 

Der bisherige Artikel 24 a wird Artikel 27. 

Zu Artikel 24 b (Änderung des Bundesreisekosten-
gesetzes) 

Der bisherige Artikel 24 b wird Artikel 28 mit der 
Maßgabe, daß Nummer 1 wie folgt gefaßt wird: 

,1. § 5 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird gestrichen. 

b) Im bisherigen Satz 2 werden nach dem Wo rt 
 „Ehrenbeamte" die Worte „und ehrenamtli-

che Richter eines Disziplinar- oder Dienstge-
richts" eingefügt.' 

Zu Artikel 29 und 30 - neu - 

Nach Artikel 28 werden folgende Artikel 29 und 30 
eingefügt: 

,Artikel 29 

Änderung des Eigenheimzulagengesetzes 

Das Eigenheimzulagengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Januar 1996 (BGBl. I 
S. 113) wird wie folgt geändert: 

1. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei Anschaffung der Wohnung nach Ablauf 
des zweiten auf das Jahr der Fertigstellung fol-
genden Jahres sowie bei Ausbauten und Erwei-
terungen nach § 2 Abs. 2 beträgt der Förder-
grundbetrag jährlich 2,5 vom Hundert der Be-
messungsgrundlage, höchstens 2 500 Deutsche 
Mark."  

b) Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei Ausbauten und Erweiterungen nach § 2 
Abs. 2 darf die Summe der Beträge nach Satz 1 
50 vom Hundert der Bemessungsgrundlage, in 
den Fällen des Satzes 2 50 vom Hundert der auf 
den Anspruchsberechtigten entfallenden Be-
messungsgrundlage nicht überschreiten." 

2. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 einge-
fügt: 

„(3) § 9 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 6 Satz 3 ist 
erstmals auf Ausbauten und Erweiterungen 
nach § 2 Abs. 2 anzuwenden, wenn der An-
spruchsberechtigte mit der Herstellung nach 
dem 31. Dezember 1996 begonnen  hat."  

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 
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Artikel 30 

Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 

§ 144 des Arbeitsförderungsgesetzes vom 25. Juni 
1969 (BGBl. I S. 582), das zuletzt durch Artikel 19 des 
Gesetzes vom 7. August 1996 (BGBl. I S. 1254, 1313) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 2 werden nach den Worten „Leistungen 
gewährt, " die Worte „für ihn Guthaben führt oder 
Vermögensgegenstände verwahrt," eingefügt und 
folgender Satz angefügt: 

„§ 21 Abs. 3 Satz 4 des Zehnten Buches Sozialge-
setzbuch gilt entsprechend." 

2. In Absatz 5 werden die Worte „hat dieser Ehegatte 
oder Partner" durch die Worte „haben 

1. dieser Ehegatte oder Pa rtner, 

2. Dritte, die für diesen Ehegatten oder Pa rtner 
Guthaben führen oder Vermögensgegenstände 
verwahren, " 

ersetzt und folgender Satz angefügt: „ § 21 Abs. 3 
Satz 4 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch gilt 
entsprechend." ' 

Zu Artikel 25 - alt - (Neufassung der betroffenen 
Gesetze und Rechtsverord-
nungen, Rückkehr zum 
einheitlichen Verordnungsrang) 

Der bisherige Artikel 25 wird Artikel 31 und wie folgt 
gefaßt: 

„Artikel 31 

Neufassung der betroffenen Gesetze 
und Rechtsverordnungen, Rückkehr zum 

einheitlichen Verordnungsrang 

(1) Das Bundesministerium der Finanzen kann den 
Wortlaut der durch die Artikel 1 bis 18, 20 bis 23 und 
29 dieses Gesetzes geänderten Gesetze und Verord-
nungen in der vom Inkrafttreten der Rechtsvorschrif-

ten an geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt be-
kanntmachen. 

(2) Die auf Artikel 3 beruhenden Teile der Erb-
schaftsteuer-Durchführungsverordnung, auf Artikel 9 
beruhenden Teile der Einkommensteuer-Durchfüh-
rungsverordnung, auf Artikel 14 beruhenden Teile 
der Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung, auf 
Artikel 16 beruhenden Teile der Mineralölsteuer

-

Durchführungsverordnung und der auf Artikel 22 be-
ruhenden Teile der Kleinbetragsverordnung können 
auf Grund der einschlägigen Ermächtigungsgrundla-
gen durch Rechtsverordnung geändert oder auf geho-
ben  werden. 

(3) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend kann den Wortlaut des durch 
Artikel 26 geänderten Bundeskindergeldgesetzes in 
der vom Inkrafttreten der Rechtsvorschriften an gel-
tenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekanntma-
chen." 

Zu Artikel 26 - alt - (Inkrafttreten) 

Der bisherige Artikel 26 wird Artikel 32 und wie folgt 
gefaßt: 

„Artikel 32 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 
bis 4 am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 26 Nr. 1 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1996 in Kraft. 

(3) Artikel 7 Nr. 2, 3 und 4, die Artikel 11, 12, 15, 
16, 23 und 25 mit Ausnahme der Nummern 6, 7, 10 
Buchstabe b, Nummer 11 Buchstabe b (hinsichtlich 
§ 281 Abs. 4 Nr. 2 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch) und Nummer 12 sowie Artikel 28 treten am 
1. Januar 1997 in Kraft. 

(4) Artikel 25 Nr. 10 Buchstabe b tritt am 1. Januar 
1998 in  Kraft."  


